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 Wieso die Liste Fritz nicht 
bei der Nationalratswahl 
antritt: Wir haben uns als 
Liste Fritz bewusst dazu ent-
schlossen, eine Tiroler Partei 
zu sein. Weil wir uns voll und 
ganz um die Anliegen der Ti-
rolerInnen kümmern wollen.
  Über die Leistungs-For-
derung der ÖVP: Die ÖVP 
fordert, dass sich Leistung 
wieder lohnen soll. Wie soll 
das möglich sein, wenn die 
Rahmenbedingungen dafür 
fehlen – wie etwa für Vollzeit 
arbeitende Frauen bei der 
Kinderbetreuung?

 Über eine Empfehlung für 
die Nationalratswahl: Die 
Liste Fritz gibt keine Wahl-

empfehlung ab. Ich wünsche 
mir nach der Wahl eine Regie-
rung, die endlich wieder die 

Menschen im Fokus hat und 
nicht sich selbst und Posten. 
Als gelernte Österreicherin 
und Politikerin schwant mir 
aber Schlimmes. Ich fürchte 
mich tatsächlich vor den vie-
len Ankündigungen und dem 
Stillstand, den wir dann doch 
wieder haben werden.
 Über eine neue Bundesre-
gierung: Die FPÖ kocht auch 
nur mit Wasser. Da werden 
wir keine Wunderwuzzi-
Partei bekommen. Ich sehe, 
was die FPÖ kann und was 
nicht. Die Konstellationen 
werden sicherlich schwie-
rig. Im Gegensatz zu LHStv. 
Georg Dornauer (SP) fürchte 

ich mich nicht vor einer Drei-
erkoalition. Was soll daran 
kompliziert sein? Man wird 
halt mehr miteinander re-
den und zusammenarbeiten 
müssen. Das halte ich aber 
nicht für einen Nachteil.
 Über eine mögliche Neu-
auflage von Schwarz-Blau: 
Die Koalitionen zwischen 
FPÖ und ÖVP sind mir nicht 
in bester Erinnerung. Ei-
ne der ganz schlechten Er-
rungenschaften, die uns 
Schwarz-Blau I hinterlassen 
hat, ist diese unsägliche Pen-
sionsreform. Die hat dazu ge-
führt, dass wir heute so viele 
Frauen in Altersarmut haben.  

Früher haben im Pensions-
system die besten zehn Jahre 
gezählt. Jetzt zählt ein Durch-
rechnungszeitraum, den ins-
besondere Frauen nur ganz 
selten erreichen. 
  Was eine neue Bundes-
regierung sofort für Tirol in 
Angriff nehmen müsste:  Wir 
brauchen eine ordentliche 
Gesundheitsversorgung, oh-
ne Hunderte an gesperrten 
Betten. Es benötigt auch ei-
nen Schwerpunkt in der Ver-
kehrspolitik. Wir brauchen 
hier einen verlässlichen Part-
ner in der Bundespolitik, um 
in Brüssel eine starke Stimme 
zu sein.

Die Liste-Fritz-Chefin und die Nationalratswahl

Die Liste Fritz ist auf Bun-
desebene nicht verankert. 
Nach der EU- und jetzt vor 
der Nationalratswahl: Ge-
nießen Sie derzeit eine et-
was ruhigere Zeit?

A n d r e a  H a s e l w a n t e r -
Schneider: Das Gegenteil ist 
der Fall. Eine Partei muss es 
ja geben, die sich jetzt um die 
Interessen der TirolerInnen 
kümmert. Alle sind im Wahl-
kampf und verteilen das Fell 
des Bären, noch bevor die 
WählerInnen entschieden 
haben. Zu tun gibt es genug, 
die Probleme sind riesig. Da 
ist es zu wenig, wenn SP-Chef 
Georg Dornauer meint, er sei 
kein „Fahndl im Wind“ und 
LH Anton Mattle (VP) einen 
„Asylkodex“ ankündigt.

Wo gäbe es denn sofort et-
was zu tun in Tirol?

Haselwanter-Schneider: 
Verkehr, Wohnen, Pflege, Ge-
sundheit, Kinderbetreuung – 
für all das wäre Tirol zustän-
dig. Da brauchen wir weder 
die EU noch den Bund. Um 
nur Gesundheit und Pflege zu 
nennen: Da werden weiter-
hin nur Arbeitskreise gebildet 
und die Probleme ausgeses-
sen. Wir hatten im Oktober 
2023 einen Pflegegipfel, die 
Pflegegehälter sollten eva-
luiert werden. Bis heute ist 
nichts passiert. Die Betroffe-
nen werden jetzt ungeduldig. 
Oder: Wenn 50 Zahnärzte in 
Tirol fehlen – wir haben hier 
immer noch keine Quoten-
regelung für das Zahnmedi-
zinstudium erzielen können. 
Die Menschen müssen auf 

Kassen-Kosten medizinisch 
gut versorgt werden.

Wie würden Sie den poli-
tischen Status quo in Tirol 
beschreiben?

Haselwanter-Schneider: 
Der von VP/SP versprochene 
„neue Stil“ ist jedenfalls aus-
geblieben: Ankündigungen, 
Überschriften, Stillstand – 
das trifft es eher. Die Regie-
rung war jetzt zwei Jahre lang  
damit beschäftigt, politische 
Baustellen wie GemNova, 
Zillertalbahn oder Tiwag 
zuzuschütten. Das ist mal 
besser, mal schlechter gelun-
gen. Aber wo sind denn die 
versprochenen Leuchtturm-
projekte? Aus dem Rechtsan-
spruch auf Kinderbetreuung 
ist ein Recht auf Vermittlung 
eines Platzes geworden. Da 
hat die Regierung auf hal-
bem Weg der Mut verlassen. 
Da hat man sich dann nicht 
mehr drübergetraut. 

Sie haben im letzten TT-
Sommergespräch dar-
auf gewettet, dass dieser 
Rechtsanspruch nicht wie 
von VP/SP versprochen 
2026 flächendeckend um-
gesetzt sein wird. Bleiben 
Sie dabei?

Haselwanter-Schneider: Ja. 
Derzeit werden ja nur Pilot-
regionen ausgewiesen. Der 
„echte“ Rechtsanspruch 
kommt sowieso nicht.

Ist es nicht nachvollziehbar, 
dass es in jeder Gemeinde 
nicht die Möglichkeit dazu 
geben wird können?

Haselwanter-Schneider: Das 
System ist zu kompliziert und 

langwierig aufgesetzt. Bis ein 
Kind einen Platz zugewiesen 
bekommt, wird es die Matura 
oder Lehre fertig haben. 

Welche andere Leucht-
turmprojekte fehlen Ihnen?

Haselwanter-Schneider: Wir 
fordern auch ein Recht auf 
Pflege und Betreuung ein. 
Was in jungen Jahren gilt, 
muss auch für Ältere gelten. 
Der Weg zu einem Betreu-
ungsplatz ist für Angehörige 
ein Spießrutenlauf. Das ist 
auch dem Personalmangel 
geschuldet, die Landesregie-
rung hat aber auch hier keine 
Anreize gesetzt. Wir bilden 
zwar so viele aus wie nie, in 
der Praxis bleiben aber nicht 
viele. Die gehen verloren.

Wohin?
Haselwanter-Schneider: Da-
rüber gibt es keine Statisti-
ken. Wir fordern seit Langem 
eine Fluktuationsstudie. Das 
derzeitige System funktio-
niert einfach nicht.

Das Fernpass-Paket der 
Regierung ist für Sie kein 
Leuchtturmprojekt?

Haselwanter-Schneider: Das 
ist ein Rohrkrepierer. Was ist 
der Regierung da eingefal-
len? Das 7,5-Tonnen-Limit 
wird nicht halten. Es fußt 
auf zwei uralten Gutachten. 
Und bei der angekündigten 
Maut-Rückerstattung für die 
Außerferner ist man kom-
plett blank. Österreich hat 
Deutschland damals wegen 
ähnlicher Pläne geklagt. Die 
Maut ist nie gekommen. Die 
Rückerstattung wird nicht 
funktionieren. Ich habe Sor-

ge um die Anrainer entlang 
dieser Transitrouten.

Also Stopp zum Fernpass-
paket?

Haselwanter-Schneider: Ja. 
Es gehört eine Volksbefra-
gung abgehalten. Das Ergeb-
nis muss dann bindend sein.

Ist das nicht problematisch, 
überregionale Projekte 
abhängig von einem regi-
onalen Volksentscheid zu 
machen?

Haselwanter-Schneider: Wir 
waren immer für mehr direk-
te Demokratie.

Wie sollen dann Großpro-
jekte realisiert werden – et-
wa im Erneuerbaren-Ener-
gie-Bereich?

Haselwanter-Schneider: 
Wenn man im Vorfeld nicht 
mit den Menschen spricht, 
braucht man sich über Ge-
genwind nicht wundern. Die 

Leute sind nicht per se gegen 
alles. Im Kaunertal verstehe 
ich aber den Widerstand.

Aber wie soll Tirol in der 
schwierigen allgemeinen 
Verkehrs- und Transit-Lage 
jetzt reagieren?

Haselwanter-Schneider: Das 
Wipptal wird laut Asfinag ei-
ne Dauerbaustelle. Wir müs-
sen wieder eine Obergrenze 
für Transit-Lkw verhandeln. 
Mattle und Dornauer hoffen 
offenbar, dass sich das alles 
von selbst regelt: Alles steht 
und niemand kommt mehr 
durch. Ein Slot-System ohne 
Obergrenze wird uns nicht 
helfen. Auch der Pkw-Verkehr 
muss eingegrenzt werden.

Verhandeln heißt auch 
Kompromisse machen. Ist 
das Lkw-Nachtfahrverbot 
Verhandlungsmasse?

Haselwanter-Schneider: 
Nein. Das ist kein Thema. Ti-
rol hat Jahrzehnte auf falsche 
Partner gesetzt, wenn uns 
hier jetzt auch der Südtiro-
ler Landeshauptmann Arno 
Kompatscher in den Rücken 
fällt. Die Zähmung des baye-
rischen Löwen ist ebenso nur 
dürftig gelungen.

LH Mattle hat für das an-
gespannte Landesbudget 
schon das eine oder andere 
Sparpotenzial ausgelotet. 
Wo würden Sie einsparen?

Haselwanter-Schneider: Es 
gibt keinen Spardruck, aber 
einen zur echten Schwer-
punktsetzung. Das Budget 
gehört ordentlich durchfors-
tet und von Grund auf neu 
aufgesetzt. Manche Budget-

zeilen sind nicht mehr zeitge-
mäß. Ich sehe aber wenig Ein-
sparpotenzial. Die Menschen 
müssen es sich erst einmal 
wieder leisten können, in Ti-
rol zu leben. 

Aktuell stehen die Leistun-
gen der Mindestsicherung 
wieder zur Diskussion.

Haselwanter-Schneider: 
Die Mindestsicherung ist für 
Einheimische wie Asylwer-
ber gleich hoch. Der Großteil, 
der in der Tiroler Mindestsi-
cherung ist, sind berufstätige 
Menschen, weil ihre Einkom-
men so gering sind. Das ist 
tragisch. Wir haben vor Jah-
ren schon eingefordert, dass 
Asylwerber als Gegenleistung 
verpflichtende Deutschkurse 
und gemeinnützige Arbeit zu 
verrichten haben. Das muss 
man als Land und Bund ein-
fordern.

Der „Asylkodex“ von Matt-
le ist also eine Liste-Fritz-
Erfindung?

Haselwanter-Schneider: 
Da hätte Mattle 2015 schon 
unserem Antrag zustimmen 
können.

Hat die Liste Fritz über-
haupt den Wunsch und den 
Plan, einmal zu regieren?

Haselwanter-Schneider: Wir 
könnten vieles besser. Wir 
haben den Willen zu Verän-
derung und zum Gestalten. 
Der Abstand zur ÖVP wird 
immer kleiner. Unsere Zeit 
kommt noch.

Das Interview führten  

Matthias Krapf und 

Manfred Mitterwachauer
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„Tirol hat auf die 
falschen Partner 

gesetzt“
Andrea Haselwanter-Schneider, 

die Parteiobfrau der Liste Fritz, geißelt im  

TT-Sommerinterview die Verkehrspolitik 

von Schwarz-Rot und fordert einen 

Rechtsanspruch auf Betreuung – im Alter.

Andrea Haselwanter-Schneider 

(Liste-Fritz-Parteiobfrau) 

„Mit dieser ÖVP 
kann man nicht 

regieren. Die hat ihre 
Partner immer noch 
mit Haut und Haaren 
verschlungen.“
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Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck, Wien, Luxem-
burg – Nicht, dass Tirol heiß 
darauf wäre, Post vom Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) 
zu bekommen. Aber nach-
dem die EU-Kommission im 
Mai Italien den Klagsgang 
nach Luxemburg eröffnet und 
der Ministerrat in Rom Ver-
kehrsminister Matteo Salvinis 
Schriftsatz vor wenigen Wo-
chen abgesegnet hat, ist sel-
biger nunmehr offiziell beim 
EuGH eingelangt. Dies bestä-
tigten der TT gestern sowohl 
Europaministerin Karoline 
Edtstadler als auch LH Anton 
Mattle (beide VP). Damit kann 

das von Italien angestrengte 
Verfahren gegen Österreich 
aufgrund der Tiroler Lkw-
Fahrverbote nunmehr offizi-
ell anlaufen. Zugleich dürfte 
Salvini aber auf den Antrag ei-
ner „einstweiligen Verfügung“ 
verzichtet haben. Diesbezüg-
lich wurde keine Meldung an 
die Republik erstattet. Eine 
solche hätte die bekämpften 
Fahrverbote sofort aussetzen 
können, sofern der EuGH die-
sem Antrag stattgegeben hät-
te. Doch bereits im Mai hatte 
EU-Rechtsexperte Walter Ob-
wexer einem derartigen An-
sinnen wenig Erfolgschancen 
eingeräumt.

„Der Brennerkorridor wird 
auch durch eine Klage nicht 
breiter“, zeigen sich Edt-
stadler und Mattle unbeein-
druckt. Für Mattle stehe der 
EuGH nunmehr vor nichts 
weniger als einer Grundsatz-
entscheidung. Also „Gesund-
heit der Menschen oder Inte-
ressen der Frächter-Lobby“.

Tirol und der Bund haben 
in Erwartung der Klagsein-
bringung die Ausarbeitung 
einer „gemeinsamen Vertei-
digungsstrategie“ vereinbart. 
So sollen im Bundeskanzler-
amt und beim dort angesie-
delten Verfassungsdienst alle 
wesentlichen Informationen 
zur italienischen Transit-Kla-
ge zusammenlaufen.

200.000 Euro für Expertisen

Um die Haltung Tirols auf 
EU-Ebene zu untermauern, 
werden Rechtsgutachten, 
Fachexpertisen und Studi-
en benötigt. Hierfür hat die 
schwarz-rote Landesregie-
rung unlängst einen Mehr-
aufwand von 200.000 Euro 
beschlossen. Nach Bewertung 
und Analyse der italienischen 
Klagsschrift werden Tirol und 
der Bund eine Gegenäuße-
rung an den EuGH verfassen. 
Das Verfahren selbst dürfte 
bis zu zwei Jahre in Anspruch 
nehmen, heißt es. „Mattle 
und Tirol können auf die Un-
terstützung der Bundesre-
gierung zählen“, versicherte 
Edtstadler gegenüber der TT.

Indes reißt die Kritik an 
LHStv. Georg Dornauer (SP) 
nicht ab. Dieser hatte via TT-
Sommerinterview Mattle zur 
Kompromissbereitschaft ge-
genüber den Nachbarländern 
Italien und Deutschland in 
Sachen Lkw-Nachtfahrverbot 
aufgefordert. Mattle will an 
diesem aber weiter nicht rüt-
teln. Für Liste-Fritz-Chefin 
Andrea Haselwanter-Schnei-
der ist bei Dornauers Vorstoß 
eines klar: „Bei Lockerung des 
Nachtfahrverbots öffnen wir 
die Büchse der Pandora.“

Transit-Klage: 
Bund und Land 
Hand in Hand
Europäischem Gerichtshof (EuGH) 

liegt Italiens Klage jetzt offiziell vor. 

Bundeskanzleramt prüft, Tirol und 

Wien fixieren Verteidigungsstrategie.

Italiens Verkehrsminister Matteo Salvini wähnt sich einen Schritt weiter: 

Seine Transit-Klage liegt nunmehr offiziell beim EuGH. Foto: Liebl

Karoline Edtstadler 
(Europaministerin; ÖVP) 

„Die ExpertInnen 
im Verfassungs-

dienst arbeiten auf 
Hochtouren daran, die 
Klage zu analysieren.“

Anton Mattle 
(Landeshauptmann; VP) 

„Die Anti-Transit-
maßnahmen sind 

ein Schutzschild gegen 
den überbordenden 
Verkehr.“

In Tirol gibt es aktuell 19 Hallenbäder und vier Thermen beziehungsweise Thermalbäder. Symbolfoto: Springer

Von Benedikt Mair

Innsbruck – Viel Wasser floss 
Inn, Drau und Lech hinun-
ter, bis es endlich so weit 
war. Die Präsentation der 
Tiroler Bäder-Studie war 
mehrfach verschoben wor-
den, seit Dienstag liegt sie 
jetzt vor. Und soll Antwor-
ten auf die Frage liefern, wo 
die Menschen zwischen Kuf-
stein, Brenner und Arlberg 
künftig schwimmen gehen 
können. Die Politik reagiert 
auf die Ergebnisse mit einem 
Fördertopf. 75 Millionen Eu-
ro stehen bis zum Jahr 2030 
für Neubau, Instandhaltung 
und Betrieb von Schwimm-
bädern zur Verfügung.

Viel Überraschendes för-
derte die bereits im Früh-
jahr vergangenen Jahres von 
der Lebensraum Tirol Grup-
pe in Auftrag gegebene Stu-
die allerdings nicht zu Tage. 
Die vom Beratungsunter-
nehmen „Kohl & Partner“ 
durchgeführte Arbeit bildet 
einerseits den Status quo ab 
und gibt andererseits eini-
ge Handlungsempfehlungen 
für die Zukunft. „20 Minuten 
Fahrzeit vom Wohnort zur 
nächsten Einrichtung erach-
ten wir als optimal“, sagte 
Autor Martin Mayerhofer bei 
einer Pressekonferenz. „Eine 
Fahrzeit von 30 Minuten ist 
noch vertretbar.“

Sorgen wurden bestätigt

Mit diesem Richtwert als 
Grundlage sei die Versor-
gung in den diversen Regi-
onen definiert worden. 19 
Hallenbäder gibt es derzeit 
in Tirol, dazu vier Thermen 
oder Thermalbäder. „Im Be-
zirk Landeck und rund um 
Kitzbühel kann von einer 
guten Situation gesprochen 

werden“, meinte Mayerho-
fer. Bei Wörgl sowie in Imst 
gebe es Bedarf an neuen Bä-
dern. „Hier sehen wir eine 
Unterversorgung. Im Groß-
raum Innsbruck kann die 
Nachfrage aktuell nicht ge-
deckt werden.“

Die Studie empfiehlt, dass 
dort neue Anlagen gebaut 
beziehungsweise solche, die 
kürzlich den Betrieb ein-
stellen mussten, saniert und 
wiedereröffnet werden sol-
len. Dazu zählt auch die in 
Axams. „Bäder von eins auf 
zwei schließen, das sehe ich 
nicht“, betonte Mayerhofer. 
„Bei jenen, die nur sehr loka-
len Stellenwert haben, wäre 
es gut, den Bedarf dann neu 
zu evaluieren, wenn größe-
re Investitionen anstehen.“ 
Und dann darüber zu disku-
tieren, ob der Betrieb noch 
sinnvoll sei.

Viel Bedeutung maß Lan-
deshauptmann Anton Mattle 

(ÖVP) den Ergebnissen der 
Erhebung bei. „Es ist eine 
Richtschnur“, sagte er. Für 
ihn sei wichtig, dass „jedes 
Kind in Tirol schwimmen 
lernen kann. Dafür braucht 
es Menschen, die unterrich-
ten. Und die Eltern mit an 

Bord. Aber auch eine Infra-
struktur.“

Diese kostet Geld. Viel 
Geld. Und das möchte die 
Regierung bis zum Jahr 2030 
nicht zu knapp zur Verfügung 
stellen – mit einem „Tiroler 
Bädertopf“ getauften Förder-
modell. Ab kommendem Jahr 
gibt es jährlich 15 Millionen 
Euro, von denen zwei Drittel 
in Neubauten oder Sanierun-
gen und ein Drittel in den Be-
trieb von Schwimmflächen 
fließen sollen. In Summe 
sind das 75 Millionen Euro, 
wobei 50 Millionen das Land 
Tirol und 25 Millionen Euro 
Gemeinden sowie Tourismus 
beisteuern.

Viel Zeit hat die Ausar-
beitung der Bäder-Studie 
gebraucht, gab der für die 
Agenda zuständige Landes-
hauptmann-Stellvertreter 
Georg Dornauer (SPÖ) zu. 
„Aber gut Ding braucht Wei-
le“, sagte er. „Jetzt haben wir 
ein unaufgeregtes und wohl 
durchdachtes Finanzierungs-
konzept.“ Wer Mittel aus dem 
Topf bekommt, entscheidet 
ein neu eingerichteter Beirat, 
den Dornauer leiten wird. Die 
genauen Kriterien für diesen 
Prozess müssen noch ausge-
arbeitet werden.

Er stellte klar, dass es Ziel 
sei, in den Gebieten mit ei-
ner Unterversorgung – sprich 
Wörgl, Imst und der Groß-
raum Innsbruck – neue Hal-
lenbäder zu errichten. „Und 
keines mehr zu schließen.“ 
Dazu bekannte sich grund-
sätzlich auch Landeshaupt-
mann Mattle, fügte allerdings 
hinzu, dass bei Anlagen mit 
wenig überregionaler Be-
deutung sehr wohl auch über 
Sinn und Unsinn großer In-
vestitionen nachgedacht wer-
den müsse.

Viel Geld, damit Tirol beim 
Schwimmen nicht baden geht
Die Tiroler Bäder-Studie zeigt: In manchen Regionen braucht es dringend 

neue Anlagen. Das Land reagiert mit einem 75-Millionen-Euro-Fördertopf.

Karl-Josef Schubert nennt 

den Bäder-Topf einen „wesent-

lichen Schritt“, um die Tiroler 

Bevölkerung mit Möglichkeiten 

zum Schwimmen zu versorgen. 

Der Präsident des Gemeinde-

verbandes glaubt, dass mit den 

finanziellen Mitteln qualitativ 

hochwertige Anlagen errichtet 

und weiter betrieben werden 

können.

Andrea Haselwanter-Schnei-

der sagt, dass mit den neu 

geschaffenen Förderungen für 

Tirols Bäder „zumindest das 

Minimalziel“ erreicht worden sei. 

Für die Klubobfrau der Liste Fritz 

bleiben jedoch „viele Fragen 

offen. Vor allem, was die finan-

zielle Abwicklung und Gebarung 

betrifft.

Gebi Mair kritisiert, dass der 

Finanzierungbeitrag für Tirols 

Bäder zu klein ausfalle. „Es wird 

zu einem unwürdigen Rennen 

von Gemeinden kommen, weil 

das Geld nicht für alle reicht“, 

glaubt der Klubobmann der 

Tiroler Grünen. „Damit werden 

die Bedürfnisse der Tiroler Fa-

milien weiter auf die lange Bank 

geschoben.“

Benjamin Kneisl, Vorstands-

vorsitzender des Verbands der 

Tiroler Tourismusverbände (VTT), 

lehnt eine pauschale Mitfinan-

zierung des Tourismus ab.

Lob und Tadel für den Bäder-Topf

Georg Dornauer 
(Landeshauptmann-Stellvertreter) 

„Gut Ding braucht 
Weile. Jetzt haben 

wir ein unaufgeregtes 
und wohl durchdachtes 
Finanzierungskonzept.“
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MARKUS GASSLER

Gassler
Glasklar

E
rfreut zeigte sich gestern
dieWirtschaftskammer,

„dass Tiroler Bäderbetriebe
durch die Einrichtung eines
Bäderbeirats künftig ein
Mitspracherecht bei wichti-
gen Entscheidungen erhal-
ten“, sagte Obmann Ulrich
Mayerhofer. Der Beirat soll
für eine gerechte Verteilung
der Mittel sorgen. Wie be-
richtet, stellen Land, Tou-
rismus und Gemeinden 15
Millionen Euro pro Jahr,
zunächst bis 2029 zur Ver-
fügung. Somit beläuft sich
der durchschnittliche För-
derbetrag pro Jahr auf rund
250.000 Euro pro Hallen-
bad – nicht einmal die Hälf-

te des jährlichen Abgangs,
den im Übrigen auch neu
gebaute Bäder produzieren.
„75 Millionen Euro für
Tirols Bäder sind ein erster
wichtiger Schritt“, betont
die FPÖ. Es seien viele Feh-
ler gemacht worden, gerade
bei Kindern: Man habe bei-
nahe eine Generation von
Nichtschwimmern produ-
ziert. Standortgemeinden
seien finanziell jahrelang
im Stich gelassen worden.
„Minimalziel erreicht,
trotzdem bleiben viele Fra-
gen offen“, lautet die Ein-
schätzung der Liste Fritz.
Eine bloße Ankündigung
eines Beirats sei inakzepta-

bel, schließlich habe
LHStv. Georg Dornauer
viel Zeit gehabt.
Während der Gemeinde-

verband Zustimmung zu
den geforderten 2,5 Mio. €
als Zuschuss für den Bäder-
topf signalisierte, steht der
Dachverband der 34 Tou-
rismusverbände einer ver-
ordneten Mitfinanzierung
ablehnend gegenüber. Man
leiste jetzt schon erhebliche
Beiträge, betonte VTT-
Vorstand BenjaminKneisl.
Die Tiroler Grünen se-

hen bereits eine weitere
Schließungswelle über die
Tiroler Bäder hereinbre-
chen. Philipp Neuner

„Bädertopf“ deckt nicht einmal
Hälfte des jährlichen Verlusts ab
Parteien und Institutionen sehen nach der Präsentation der

Bäderstudie viele Fragenoffen, vor allembezüglich Finanzierung



Von Verena Langegger

Innsbruck – „Wenn Betriebs-
zeiten durchschnittlich jeden 
dritten Tag und damit gera-
dezu regelmäßig überschrit-
ten werden, sprechen wir hier 
nicht mehr von Ausnahmen, 
sondern dann haben Be-
triebszeiten-Überschreitun-
gen System“, sagt Liste-Fritz- 
Klubobmann Markus Sint. 
Flughafen-Direktor Marco 

Pernetta hatte gegenüber der 
TT erklärt, dass Starts nach 21 
Uhr grundsätzlich abgelehnt 
würden. Zuvor hatte die An-
rainerschutzgemeinschaft 
AIA eine Vorverlegung der 
Betriebszeit auf 19 Uhr ange-
regt. „Lärm macht nachweis-
lich krank“, sagt Sint. Nach 
unzähligen Beschwerden 
und auch Gesprächen mit 

Anrainern habe seine Liste 
bereits  einige Anfragen zum 
Thema Flughafenbetriebs-
zeiten – sowohl im Tiroler 
Landtag als auch im Innsbru-
cker Gemeinderat – gestellt. 
Immerhin ist der Flughafen 
Eigentum der öffentlichen 
Hand.

Es ging neben der Frage 
der grundsätzlichen Lärmbe-
lästigung auch darum, dass 
„bei vielen AnrainerInnen 
die Tatsache für Ärger sorgt, 
dass sie wiederholt mitten 
in der Nacht mit Lärmbeläs-
tigungen konfrontiert sind“. 
Für Sint sind Betriebszeiten 
von 13,5 Stunden, also von 
6.30 Uhr bis 20 Uhr, eigent-
lich ausreichend lang für den 
Betrieb eines Flughafens. 
Und er betont: „Betriebszei-
ten sind keine willkürliche 
Richtschnur, an die man sich 
halten kann, wenn es einem 
gerade passt, sondern Be-
triebszeiten sind festgesetzt 
und haben eingehalten zu 
werden.“ 

Und er liefert Zahlen aus 
einer Anfragebeantwortung 
im Gemeinderat. Im Jahr 
2023 habe es 45.139 Flug-

Liste Fritz will Aus für Nachtflüge
2023 fanden im Schnitt jeden 3. Tag in den Nachtstunden von oder nach Innsbruck statt.

Markus Sint 

(Liste Fritz) 

„Wenn Betriebs-
zeiten regelmäßig 

überschritten werden, 
sprechen wir von einem 
System.“

 
 

 
 
 
 

 

 

TT-Café macht in 
Innsbruck Station

bewegungen gegeben, also 
Starts und Landungen. Das 
seien im Schnitt 124 Starts 
und Landungen pro Tag. „Im 
vergangenen Jahr gab es 132 
Betriebszeiten-Überschrei-
tungen, davon 70 Starts nach 
20 Uhr, einen Start nach 23 
Uhr und 58 Landungen nach 
23 Uhr. Dazu kommen drei 
Landungen nach 24 Uhr“, kri-
tisiert Sint.

„Wenn Betriebszeiten 
durchschnittlich jeden dritten 

Tag und damit geradezu re-
gelmäßig überschritten wer-
den, sprechen wir hier nicht 
mehr von Ausnahmen, son-
dern dann haben Betriebs-
zeiten-Überschreitungen 
System.“ Ein lebensrettender 
Ambulanzflug müsse einmal 
außerhalb der Betriebszeiten 
erfolgen können, dafür hätten 
auch Anrainer Verständnis, so 
Sint, nicht aber für regelmä-
ßige Überschreitungen von 
planbaren Flügen. 

So, 11. August, 11 Uhr
An der Bergstation Hafelekar.
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Ersatztermin nur bei

starkem Regen: So, 18. August 2024, 11 Uhr.
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Wattens –

Schönwies – Bis zu 60 Mio. 
Dosen und Flaschen sollen 
künftig jährlich im Schönwie-
ser Ortsteil Starkenbach ver-
arbeitet werden. Dort könn-
te die Zählstelle West für das 
neue Flaschen- und Dosen-
pfand, das mit 1. Jänner 2025 
eingeführt wird, kommen.

Er könne die Sorgen der 
Anrainer absolut verstehen, 
sagt Bürgermeister Reinhard 
 Raggl. Das Projekt wurde 
kürzlich auch dem Gemein-
derat vorgestellt. Man wolle 
keine Unruhe und kein hohes 
Verkehrsaufkommen, betont 
der Dorfchef. Exakte Zahlen, 
wie viele Lkw bei dem Projekt 
zu erwarten wären, habe der 
Antragsteller aber nicht lie-
fern können. Das Verfahren 
wurde von der Bezirkshaupt-
mannschaft inzwischen ver-
schoben.

Das Projekt ist in einem 
gewidmeten Gewerbegebiet 
in einer bereits errichteten 

Halle geplant, sagt Raggl, der 
deshalb wenige Einflussmög-
lichkeiten sieht. Er sei selbst 
kein Freund des Vorhabens, 
die Gemeinde sei allerdings 
nicht Behörde.

Kritik der Liste Fritz

Kritik am geplanten Standort 
übte gestern die Liste Fritz. 
Man habe viele Zuschrif-
ten besorgter Bürger erhal-
ten. „Da braucht man kein 
Prophet sein, um zu wissen, 
dass mit An- und Abtransport 
durch Lkw eine erhebliche 
zusätzliche Verkehrs- und 
Lärmbelastung entsteht“, 
sagt Klubobmann Markus 
Sint. Für die betroffenen An-
rainer sei das nicht zumutbar.

Ein Sammelzentrum für 
Westösterreich sei zwar not-
wendig, man fordert aber 
einen sinnvollen Standort. 
Ohne Bahnanschluss sei das 
„unklug, unsinnig und un-
denkbar“, sagt Sint. (mr)

Kritik und 
Fragen zum 

Pfandprojekt
Für den Schönwieser 

Bürgermeister sind derzeit 

Fragen um die geplante Zählstelle 

West in Starkenbach offen. 












